
PROJEKT ZUR INNERSTAATLICHEN FUSION DURCH 
ZUSAMMENSCHLUSS 

im Sinne der einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes Nr. 125/2008 Slg. über die Umwandlung von 
Handelsgesellschaften und Genossenschaften in der jeweils gültigen Fassung, im Folgenden als „Gesetz“ 
bezeichnet, wurde dieser Entwurf einer innerstaatlichen Fusion durch Verschmelzung erstellt: 
 
Fusionsbeteiligte:  
 
a)  Slévárna HEUNISCH, s.r.o., mit Sitz in 352 01 Krásná, Hausnr. 253, 
Identifikationsnummer: 45357374, Rechtsform – Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
eingetragen im Handelsregister des Landgerichts Pilsen, Abteilung C, Einlage 29756, 
vertreten durch Thomas Karl Laue, geb. am 31. August 1963, wohnhaft in Neumühlenweg 
13, 91438 Bad Windsheim, Bundesrepublik Deutschland, als Geschäftsführer,   
 
im Folgenden „Nachfolgegesellschaft“ 
 
b)  Slévárna HEUNISCH Brno, s.r.o., mit Sitz in Zaoralova 2791/11, Líšeň, 628 00 
Brno, Identifikationsnummer: 27695905, Rechtsform – Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, eingetragen im Handelsregister des Landgerichts in Brünn, Abteilung C, Einlage 
52741, vertreten durch Mgr. Milan Chytil, geb. am 3. Oktober 1968, wohnhaft in Foltýnova 
1002/9, Bystrc, 635 00 Brno, Geschäftsführer, 
 
im Folgenden „aufzulösende Gesellschaft“   
 
Die Nachfolgegesellschaft und die erlöschende Gesellschaft werden im Folgenden 
gemeinsam auch als „beteiligte Gesellschaften“ bezeichnet. 
 
Die an der innerstaatlichen Fusion durch Verschmelzung beteiligten Gesellschaften 
haben gemeinsam diesen 
 

ENTWURF EINER INNERSTAATLICHEN FUSION DURCH 
VERSCHMELZUNG 

 
I. 

Beteiligte Unternehmen (§ 70 Abs. 1 Buchstabe a und § 88 Abs. 1 Buchstabe a des 
Gesetzes) 



 
Gießerei HEUNISCH, s.r.o., mit Sitz in Nr. 253, 352 01 Krásná, Identifikationsnummer: 
45357374, Rechtsform – Gesellschaft mit beschränkter Haftung, eingetragen im 
Handelsregister des Bezirksgerichts in Pilsen, Abteilung C, Einlage 29756, als 
Nachfolgegesellschaft.  
Das Stammkapital der Nachfolgegesellschaft beträgt 100.000.000,- CZK und ist 
vollständig eingezahlt.  
Alleiniger Gesellschafter der Nachfolgegesellschaft ist die Giesserei Heunisch 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in der Westheimer Str. 6, 91438 Bad 
Windsheim, Bundesrepublik Deutschland, eingetragen unter der Registernummer HRB 
2029 beim Amtsgericht Fürth.  
Die Höhe der Einlage des genannten Gesellschafters beträgt 100.000.000,- CZK; diese 
Einlage ist vollständig (zu 100 %) eingezahlt. Die Höhe des Anteils des genannten 
Gesellschafters beträgt 100 %; es handelt sich um einen Stammanteil, eine Stammaktie 
wurde nicht ausgegeben. 
 
Slévárna HEUNISCH Brno, s.r.o., mit Sitz in Zaoralova 2791/11, Líšeň, 628 00 Brno, 
Identifikationsnummer: 27695905, Rechtsform – Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
eingetragen im Handelsregister des Bezirksgerichts in Brno, Abteilung C, Einlage 52741, 
als erlöschende Gesellschaft. 
Das Stammkapital der aufzulösenden Gesellschaft beträgt 55.700.000,- CZK und ist 
vollständig eingezahlt.  
Einziger Gesellschafter der aufzulösenden Gesellschaft ist die Giesserei Heunisch 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit Sitz in der Westheimer Str. 6, 91438 Bad 
Windsheim, Bundesrepublik Deutschland, eingetragen unter der Registernummer HRB 
2029 beim Amtsgericht Fürth. 
Die Höhe der Einlage des genannten Gesellschafters beträgt 55.700.000,- CZK; diese 
Einlage ist vollständig (zu 100 %) eingezahlt. Die Höhe des Anteils des genannten 
Gesellschafters beträgt 100 %; es handelt sich um einen Stammanteil, eine Stammaktie 
wurde nicht ausgegeben. 
 

II. 
Gegenstand des Vorhabens und Grund für die Durchführung der Umwandlung 

 
Die aufgehende Gesellschaft und die Nachfolgegesellschaft verschmelzen in der Weise, 
dass die aufgehende Gesellschaft ohne Liquidation aufgelöst wird und ihr Vermögen auf 



die Nachfolgegesellschaft übergeht. Die Nachfolgegesellschaft tritt in die Rechtsstellung 
der aufgehenden Gesellschaft ein.  
 
Grund für die Durchführung der Fusion ist die Tatsache, dass die beteiligten 
Gesellschaften vermögensrechtlich verbundene Personen sind und durch die 
Durchführung der Fusion (und die damit verbundene Auflösung der aufgehenden 
Gesellschaft) eine Vereinfachung und Straffung des Managementsystems, die internen 
Mechanismen werden gestrafft und die Verwaltungskosten gesenkt, insbesondere 
angesichts der faktischen Einstellung des Gießereibetriebs in der erlöschenden 
Gesellschaft. 

 
 

III. 
Umtauschverhältnis der Anteile und etwaige Zuzahlung   

(§ 70 Abs. 1 Buchstabe b und § 88 Abs. 1 Buchstabe b des Gesetzes) 
 
Im Zusammenhang mit der Fusion bleibt die Höhe des Stammkapitals der 
Nachfolgegesellschaft unverändert.  
 
Infolge der Durchführung der Fusion gemäß diesem Entwurf bleibt die Giesserei Heunisch 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter Berücksichtigung der nachstehenden Punkte 
weiterhin alleinige Gesellschafterin der Nachfolgegesellschaft: 
 
Die Giesserei Heunisch Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist sowohl an der 
Nachfolgegesellschaft als auch an der erlöschenden Gesellschaft zu gleichen Teilen (100 
%) beteiligt. Die Anteile der Nachfolgegesellschaft und der erlöschenden Gesellschaft 
unterliegen daher gemäß § 98 des Gesetzes keinem Umtausch. 
 
Aufgrund des Vorstehenden (gemäß § 88 Abs. 2 des Gesetzes) enthält dieser 
Verschmelzungsplan nicht die in § 70 Abs. 1 Buchst. b) und e) sowie § 88 Abs. 1 des 
Gesetzes genannten Angaben. 
 
In Anbetracht des Vorstehenden werden keine Nachzahlungen gewährt. 
 
Die Beteiligung des Gesellschafters der untergehenden Gesellschaft unterliegt keinem 
Umtausch. Die Höhe der Beteiligung des bisherigen Gesellschafters an der 
Nachfolgegesellschaft ändert sich nicht.  



 
IV. 

Stichtag der Fusion (§ 70 Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes) 
 

Durch Vereinbarung der Vertragsparteien wurde der Stichtag der Fusion, d. h. der Tag, 
ab dem die Handlungen der erlöschenden Gesellschaft aus buchhalterischer Sicht als 
Handlungen gelten, die auf Rechnung der Nachfolgegesellschaft vorgenommen wurden, 
auf den 1.1.2026 festgelegt. 
 

V. 
Rechte der Inhaber von Schuldverschreibungen und anderen Wertpapieren  

(§ 70 Abs. 1 Buchstabe d des Gesetzes) 
 

Da keine der beteiligten Gesellschaften Emittent von Schuldverschreibungen im Sinne 
des Gesetzes Nr. 190/2004 Slg. über Schuldverschreibungen in der jeweils geltenden 
Fassung oder von ähnlichen Wertpapieren, sind in diesem Fusionsvorhaben weder 
Rechte festgelegt, die die Nachfolgegesellschaft den Inhabern von 
Schuldverschreibungen gewähren würde, noch sind Maßnahmen vorgesehen, die damit 
in Zusammenhang stehen oder für diese vorgeschlagen werden.  

VI. 
Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs auf Gewinnbeteiligung aus den 

umgetauschten Anteilen  
(§ 70 Abs. 1 Buchstabe e des Gesetzes) 

 
Da kein Austausch von Anteilen stattfindet, enthält dieser Entwurf in Anbetracht der oben 
unter Punkt III. genannten Festlegung des Zeitpunkts des Entstehens des Anspruchs auf 
Gewinnbeteiligung keine Angaben zu besonderen Bedingungen, die diesen Anspruch 
betreffen. 
 

VII. 
Gewährung besonderer Vorteile, die die beteiligten Gesellschaften den 

Mitgliedern der satzungsmäßigen Organe, den Mitgliedern des Aufsichtsrats oder 
den Mitgliedern der Kontrollkommission gewähren 

(§ 70 Abs. 1 Buchstabe f des Gesetzes) 
 



Keine der beteiligten Gesellschaften gewährt den Organen oder den Mitgliedern ihrer 
Organe irgendwelche Vorteile. Keine der beteiligten Gesellschaften hat einen Aufsichtsrat 
oder eine Kontrollkommission eingerichtet. Ein Sachverständiger zur Prüfung des 
Fusionsvorhabens wurde nicht bestellt. 
 

VIII. 
Änderung der Gründungsurkunde der Nachfolgegesellschaft  

(§ 70 Abs. 1 Buchstabe g des Gesetzes) 
 
Die Gründungsurkunde der Nachfolgegesellschaft wird dahingehend geändert, dass 
Artikel III der Gründungsurkunde der Nachfolgegesellschaft wie folgt neu lautet: 
 

III. 
Gegenstand des Unternehmens (Tätigkeit) 

Gegenstand des Unternehmens (Tätigkeit) der Gesellschaft ist: 
• Zerspanung 
• Schlosserei, Werkzeugbau 
• Gießereiwesen, Modellbau 
• Gastgewerbe 

 
• Herstellung und metallurgische Verarbeitung von Eisen, Edelmetallen und 

Nichteisenmetallen sowie deren Legierungen 
• Herstellung von Metallkonstruktionen und Metallprodukten 
• Oberflächenbehandlung und Schweißen von Metallen und anderen Werkstoffen 
• Herstellung von Maschinen und Anlagen 
• Abfallentsorgung (ausgenommen gefährliche Abfälle) 
• Vor- und Fertigstellungsarbeiten im Bauwesen, spezialisierte Bautätigkeiten 
• Vermittlung von Handel und Dienstleistungen 
• Groß- und Einzelhandel 
• Lagerung, Verpackung von Waren, Umschlag und technische Tätigkeiten im 

Transportwesen 
• Spedition und Vertretung im Zollverfahren 
• Beherbergungsdienstleistungen 
• Bereitstellung von Software, Beratung im Bereich Informationstechnologie, 

Datenverarbeitung, Hosting und damit verbundene Tätigkeiten sowie Webportale 
• Vermietung und Verleih von beweglichen Sachen 
• Beratung und Konsultation, Erstellung von Fachstudien und Gutachten 
• Erstellung und Ausarbeitung technischer Entwürfe, grafische Arbeiten und 

Zeichnungen 
• Planung elektrischer Anlagen 
• Prüfung, Messung, Analyse und Kontrolle 



• Dienstleistungen im Bereich der Verwaltungsführung sowie organisatorisch-
wirtschaftlicher Art 

• Erbringung technischer Dienstleistungen 
 
Im Übrigen bleibt die Gründungsurkunde der Nachfolgegesellschaft unverändert. 
 

IX. 
Jahresabschlüsse 

 
Die beteiligten Gesellschaften haben gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes zum 31.12.2025 
einen endgültigen Jahresabschluss als ordnungsgemäßen Jahresabschluss erstellt. 
 
Zum 1.1.2026 hat die Nachfolgeaktiengesellschaft eine Eröffnungsbilanz erstellt. Gemäß 
§ 11b des Gesetzes ist ihr ein Anhang beigefügt, in dem beschrieben wird, in welche 
Posten der Eröffnungsbilanz die Posten aus dem Jahresabschluss der jeweiligen an der 
Umwandlung beteiligten Person übernommen wurden oder wie anderweitig mit ihnen 
verfahren wurde. 
 

X. 
Schlussbestimmungen 

 
Die satzungsmäßigen Organe der an der Umwandlung – Fusion beteiligten 
Gesellschaften erklären, dass für die innerstaatliche Fusion durch Verschmelzung keine 
Genehmigungen einer oder mehrerer Verwaltungsbehörden gemäß besonderen 
Gesetzen oder gemäß unmittelbar anwendbaren Vorschriften der Europäischen Union im 
Sinne von § 15a des Gesetzes erforderlich sind.  
 
Die satzungsmäßigen Organe der beteiligten Gesellschaften erklären und bestätigen, 
dass (i) gegen die beteiligten Gesellschaften zum Zeitpunkt der Erstellung des Entwurfs 
kein Insolvenzverfahren geführt wird, d (ii) sie sich nicht in Konkurs im Sinne des Gesetzes 
Nr. 182/2006 Slg. über den Konkurs und die Wege seiner Abwicklung (Insolvenzgesetz) 
in der jeweils gültigen Fassung befinden, (iii) sie sich auch nicht in Liquidation befinden 
und (iv) die Fusion keinen Konkurs der Nachfolgegesellschaft zur Folge hat.   
 
Die satzungsmäßigen Organe der beteiligten Gesellschaften erklären ferner, dass die 
beteiligten Gesellschaften weder verurteilt wurden noch dass gegen sie ein Strafverfahren 
oder ein Vollstreckungsverfahren gemäß dem Gesetz Nr. 418/2011 Slg. über die 



strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen und Verfahren gegen diese, in der 
jeweils gültigen Fassung, eingeleitet wurde. 
 
Die satzungsmäßigen Organe der an der Umwandlung – Fusion beteiligten 
Gesellschaften erklären, dass keine der Gesellschaften Empfänger öffentlicher Beihilfen 
ist. 
 
Gemäß § 59 Abs. 1 des Gesetzes treten nach der gesetzlichen Genehmigung der Fusion 
durch Verschmelzung die Wirkungen der Umwandlung in Form einer Fusion durch 
Verschmelzung am Tag der Eintragung in das Handelsregister ein. 
 
Dieser Entwurf der innerstaatlichen Fusion durch Verschmelzung wird in die 
Urkundensammlung des Handelsregisters, das vom Landgericht in Brünn und in Pilsen 
geführt wird, zusammen mit einem Hinweis für Gläubiger, Arbeitnehmervertreter, 
gegebenenfalls Arbeitnehmer und Gesellschafter oder Mitglieder auf ihre Rechte 
aufgenommen.  
 
Ein gemeinsamer Fusionsbericht oder Fusionsberichte der beteiligten Gesellschaften 
wurden gemäß § 8 und § 27 Buchstabe d des Gesetzes nicht erstellt, da alle 
Gesellschafter der an der Umwandlung beteiligten Gesellschaften dem zugestimmt 
haben. 
 
Das Gutachten zur Fusion wurde nicht gemäß § 8 und § 92 des Gesetzes erstellt, da alle 
Gesellschafter der an der Umwandlung beteiligten Gesellschaften dem zugestimmt 
haben. 
 
Da bei einer Fusion durch Verschmelzung keine Erhöhung des Stammkapitals der 
Nachfolgegesellschaft aus dem Vermögen der untergehenden Gesellschaft erfolgt, ist die 
untergehende Gesellschaft gemäß § 73 Abs. 1 des Gesetzes nicht verpflichtet, ihr 
Vermögen durch ein Gutachten bewerten zu lassen. 
 
 
 
 
 
 
 



Der Geschäftsführer der Nachfolgegesellschaft und der Geschäftsführer der 
erlöschenden Gesellschaft erklären, dass dieser Plan für die innerstaatliche Fusion alle 
gesetzlich vorgeschriebenen Angaben enthält und dass alle Angaben in dieser Urkunde 
wahrheitsgemäß sind. 
 
In Krásná am 19.05.2026 
 
 
für Slévárna HEUNISCH, s.r.o. – die Nachfolgegesellschaft:      
 
              
       _______________________________ 

                     Geschäftsführer Thomas Karl Laue 
 
 
 
In Brünn am 19.05.2026 
 
für die Gießerei HEUNISCH Brno, s.r.o. – die erlöschende Gesellschaft: 

 
          
                _______________________________ 

                              Geschäftsführer Mgr. Milan Chytil 


